
Donnerstag, 11. November 2010 HESSEN Seite 5

Rechtsextreme Jugendliche
sind Dauerproblem geworden
Wiesbaden. Der Rechtsextremis-
mus bei Jugendlichen ist nach Ein-
schätzung eines Experten zu einem
dauerhaften Problem in Hessen ge-
worden. „Wir haben gedacht, das ist
ein kurzes Phänomen“, sagte Päda-
goge Benno Hafeneger von der
Universität Marburg bei einer An-
hörung im Landtag. Mittlerweile
beobachte er aber rechtsextreme
Gruppen wie Kameradschaften und
die Freien-Kräfte-Schwalm-Eder seit
mehr als zehn Jahren. „Der Nach-
wuchs verjüngt die Szene.“
Fast 800 rechtsextreme Straftaten
hatten Hessens Verfassungsschützer
bei ihrer Bestandsaufnahme für das
vergangene Jahr gezählt – ähnlich
viele wie 2008. Meist waren es Pro-
pagandadelikte wie das Verwenden
nationalsozialistischer Symbole.
Staatsschützer Roland Desch sagte,
Hessen sei zwar im Bundesver-
gleich keine Hochburg des Rechts-
extremismus. Er betonte aber, die
Behörde definiere Extremismus en-
ger als Hafeneger dies tue.
Dieser bezeichnete zwar den or-
ganisierten Rechtsextremismus auf
Landesebene als überschaubar: „Er

ist landespolitisch nicht von Bedeu-
tung und hat keine Chance die
Fünf-Prozent-Hürde zu nehmen.“
Aber vor allem auf kommunaler
Ebene gebe es lokale Zentren, in
denen die Rechten Fuß fassten. Die
Kerngruppen hätten meist fünf bis
zehn Mitglieder, manchmal aber
auch bis zu 40, erläuterte Hafene-
ger.
Zudem verwies der Professor auf

eine Umfrage, wonach etwa ein
Viertel der Befragten aus Hessen
fremden- und schwulenfeindliche
Einstellungen vertreten sowie Lang-
zeitarbeitslose und Obdachlose ab-
werten. Hafeneger appellierte an
die Politik, vor allem in der Er-
wachsenen- und Seniorenbildung
mehr zu unternehmen. „Die Aus-
stiegsbegleitung in Hessen ist gut“,
zeigte er sich aber auch überzeugt.
Die öffentliche Anhörung im In-

nenausschuss setzte sich auch mit
den Themen Linksextremismus, Ju-
gendgewalt gegen Polizisten sowie
politisch oder religiös begründeter
Gewalt auseinander. Es ging außer-
dem um Ursachen von Gewalt und
mögliche Gefahren daraus. lhe

Antrittsbesuch in Brüssel
Ministerpräsident Bouffier gibt seinen außenpolitischen Einstand bei der EU

Mit der gesammelten Landes-
regierung besuchte Bouffier
die EU in Brüssel. Dort war
man gespannt auf den künftigen
CDU-Vize.

Von Friedemann Kohler (dpa)

Brüssel. Mit großem Pomp hat
Hessens neuer Ministerpräsident

Volker Bouffier (CDU) seinen Ein-
stand in der Europapolitik gege-
ben. Seine erste Auslandsreise als
Regierungschef machte er am Mitt-
woch nach Brüssel. Dazu nahm er
das ganze Kabinett mit, traf mehre-
re EU-Kommissare und gab einen
Empfang in einem noblen Ex-
Adelsclub. Eingerahmt von Porträts
des früheren belgischen Königs

Leopold II. und seiner Gattin Marie
Henriette stand Bouffier am Mikro-
fon und beschwor die Bedeutung
Hessens: „Wir sind eine Kernregion
dieses Europas.“
Die rührige hessische Landesver-

tretung hatte dem neuen Minister-
präsidenten ein Programm mit gro-
ßen Namen zusammengestellt. EU-
Binnenmarkt-Kommissar Michel
Barnier empfing Bouffier, Regional-
Kommissar Johannes Hahn und
Haushalts-Kommissar Janusz Le-
wandowski kamen als Gesprächs-
partner zur Kabinettssitzung der
Hessen. Ihr Interesse galt bestimmt
nicht nur der hessischen Wirt-
schaftskraft, auch wenn Hessens
Bruttoinlandsprodukt höher ist als
das mancher Mitgliedsstaaten, wie
Europastaatssekretärin Nicola Beer
(FDP) anmerkte. Wichtiger war es
wohl für die Kommissare, den künf-
tigen Stellvertreter von CDU-Che-
fin Angela Merkel kennenzulernen,
zu dem Bouffier kommende Woche
gewählt werden soll.
Mit Erleichterung nahmen die

Organisatoren wahr, dass der Neue
sich in den Gesprächen gut schlug.
Bei Koch sei es immer um politi-
sche Schachzüge gegangen, sagte
der CDU-Europaabgeordnete Tho-
mas Mann aus Hessen. Bouffier sei
eher ein Landesvater: „Bei ihm
kann es auch menscheln.“ Noch
vor der Kommission machte Bouf-
fier dem Europaparlament seine
Aufwartung, weil dessen Bedeu-
tung gewachsen sei.
Der Mann, der anstelle von Koch
deutscher EU-Kommissar geworden
ist, lobte das Engagement der Hes-
sen in der Zentrale der europäi-
schen Politik. Die Landesvertretung
sei „klein, fleißig, sportlich hier un-
terwegs“, sagte der Energie-Kom-
missar und frühere baden-württem-
bergische CDU-Ministerpräsident
Günther Oettinger bei dem Emp-
fang. Bouffiers Anreise mit der
kompletten Regierung nannte er ei-
ne gute Idee, denn die „Raumstati-
on“ Brüssel brauche den Kontakt
zu den Regionen: „Kommen Sie
häufiger hierher!“

Gruppenbild mit EU-Kommissar: Europaminister Hahn, Günther Oettinger
und Ministerpräsident Bouffier (v.l.) beim Jahresempfang. Foto: dpa

Hungerstreik:
Ministerium will mit
Häftlingen reden

Schwalmstadt/Wiesbaden. Das
Justizministerium ist zu Gesprä-
chen mit den hungerstreikenden
Sicherungsverwahrten im Gefäng-
nis im nordhessischen Schwalm-
stadt bereit. Voraussetzung sei aber
ein Abbruch des Hungerstreiks,
sagte eine Ministeriumssprecherin.
17 ehemalige Gewaltverbrecher
nehmen nach eigenen Angaben seit
dem 1. November keine Nahrung
zu sich. Auch am Mittwoch hätten
sie das Anstaltsessen verweigert, be-
stätigte Döring. Nach Angaben ei-
nes Freundes lehnen die Männer
die Bedingung des Ministeriums je-
doch ab. Die Sicherungsverwahrten
protestieren mit dem Streik gegen
ihre Haftbedingungen. lhe

Mehr Chemie und
Physik an Schulen
Wiesbaden. Die Vereinigung der
hessischen Unternehmerverbände
(VhU) fordert Naturwissenschaften
als neues Fach an Schulen. „Wir
brauchen in der 5. und 6. Jahr-
gangsstufe der weiterführenden
Schulen ein neues, fächerübergrei-
fendes Fach Naturwissenschaften“,
sagte VhU-Geschäftsführer Jörg
Feuchthofen. Er kritisierte, dass es
nach dem Übergang zur weiterfüh-
renden Schule in der 5. und häufig
auch in der 6. Klasse keinen natur-
wissenschaftlichen Unterricht gebe.
Außerdem sei der in Klasse 7 begin-
nende Physik-, Chemie- und Biolo-
gieunterricht zu theoretisch. dapd

Sterbebegleitung
verbessern

Bad Sooden. Hessen will mehr
Menschen ein würdiges Sterben zu
Hause ermöglichen. „Derzeit geht
dieser Wunsch, den die meisten ha-
ben, nur für 30 Prozent in Erfül-
lung“, sagte Sozialstaatssekretärin
Petra Müller-Klepper. Eine Verbes-
serung der Sterbebegleitung erhofft
sich Müller-Klepper von der soge-
nannten Spezialisierten Ambulan-
ten Palliativversorgung (SAPV). Da-
bei soll durch ärztliche und pflege-
rische Leistungen, etwa der
Schmerztherapie und der Symp-
tomkontrolle, eine Betreuung in
der vertrauten häuslichen Umge-
bung ermöglicht werden. dapd

Der kleine
Rhein ist da

Frankfurt. Das war endlich mal
ein freudiges Ereignis für Innenmi-
nister Boris Rhein, wenn auch ein
überraschendes. Der 38 Jahre alte
CDU-Politiker ist gestern zum
zweiten Mal Vater geworden. „Mut-
ter Tanja und dem Kind geht es
gut“, sagt der stolze Vater eines Jun-
gen. Ein wenig in Sorge war Rhein
aber schon – schließlich ist Oscar,
wie das Baby nach dem Willen des
älteren Sohnes Bruno (8) heißen
soll, fast einen Monat zu früh zu
Welt gekommen. Daher muss er
auch noch ein paar Tage in der Kli-
nik bleiben. Bei der Geburt wog er
nur 1700 Gramm. Eigentlich hätte
Rhein gestern mit seinem Minister-
präsidenten Volker Bouffier (CDU)
zur einer auswärtigen Kabinettssit-
zung der Landesregierung in Brüs-
sel reisen sollen (siehe weiteren
Text) – er wurde aber als entschul-
digt fehlend notiert. red

ICE mit Steinen
beworfen

Biblis. Unbekannte haben in der
Nähe von Biblis einen ICE bewor-
fen und den Zug beschädigt. Meh-
rere hundert Menschen mussten
laut Bundespolizei beim nächsten
Halt in Mannheim auf andere Zü-
ge umsteigen, weil zwei Fenster-
scheiben ihres ICE schwer beschä-
digt wurden. Reisende im Zug wur-
den nicht verletzt, teilte die Polizei
am Mittwoch mit. Der Zug sei be-
reits am Dienstagnachmittag zwi-
schen den Bahnhöfen Groß-Rohr-
heim (Kreis Bergstraße) und Biblis
attackiert worden. Es wird wegen
gefährlichen Eingriffs in den Bahn-
verkehr ermittelt. lhe

Staudinger: E.ON
hält sich bedeckt
Großkrotzenburg. Der Ausbau des
Kohlekraftwerks Staudinger bleibt
weiter in der Schwebe. Der Ener-
gieversorger E.ON will sich beim
Neubau von Block 6 noch nicht
festlegen: Konzernchef Johannes
Teyssen sagte, das Genehmigungs-
verfahren laufe noch, deshalb sei es
zu früh für ein endgültiges Urteil.
Der Manager betonte: „Wir machen
die Tür nicht zu, aber wir geben
auch keine abstrakten Bekenntnisse
zur Unzeit ab.“ Es spreche vieles
für den Standort. Wenn der Zeit-
punkt gekommen sei, werde die
Entscheidung aufgrund der wirt-
schaftlichen Gegebenheiten fallen,
nicht aufgrund politischer Aspekte.
Derzeit befindet sich E.ON weiter
im Genehmigungsverfahren für
den Neubau von Block 6. Das Re-
gierungspräsidium plant, bis Ende
des Jahres zu entscheiden. dapd

Einnahmen von
Postfiliale geraubt
Rodgau. Ein ungleiches Paar hat
am Dienstagabend eine Postfiliale
im Rodgauer Ortsteil Nieder-Roden
ausgeraubt und ist mit den Tages-
einnahmen geflüchtet. Eine etwa
55 Jahre alte Frau und ihr 20 bis
25 Jahre alter Komplize hatten am
Lieferanteneingang geklingelt und
eine Paketaufgabe vorgetäuscht, wie
die Polizei gestern mitteilte. Der
Mann bedrohte die beiden Ange-
stellten mit einer Pistole und
zwang sie, den Tresor zu öffnen. Es
könne sich bei den Tätern um Mut-
ter und Sohn handeln. dapd
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„Wir waren geschockt“
Vor Gericht: Gleich acht Kriminalbeamte belasten Frankfurts frühere Polizeivizepräsidentin

Wenn wir einem Polizisten
noch Glauben schenken können,
dann steht jetzt fest: Die frühere
Frankfurter Polizeivizeprä-
sidentin Sabine Thurau hat
massiv versucht, einen Top-
Beamten zu kriminalisieren.
Das ist die Erkenntnis nach
einer fast sechsstündigen Ver-
handlung vor dem Frankfurter
Landgericht.

Von Thomas Ruhmöller

Frankfurt/Wiesbaden. Bittere Ta-
ge für Sabine Thurau: Erst leitete
die Staatsanwaltschaft ein Verfah-
ren wegen Falschaussage vor Ge-
richt gegen sie ein. Dann noch
zweites, wegen Verfolgung Un-
schuldiger. Woraufhin sie am Mon-
tag dieser Woche ihren Präsiden-
tensessel im Landeskriminalamt in
Wiesbaden räumen musste.
Gestern sollte sie im Schmerzens-
geldprozess des früheren Personen-
fahnders Jochen Zahn als Zeugin
aussagen – und erlebte ein Desaster.
Von höhnischem Gelächter vieler
Zuschauer im proppevollen Ge-
richtssaal begleitet, gab sie ein ums
andere Mal Gedächtnislücken zu
Protokoll: „Ich kann mich nicht er-
innern.“
Dafür sagten gleich acht Polizei-
beamte übereinstimmend aus, was
sich vor viereinhalb Jahren im
Frankfurter Polizeipräsidium abge-
spielt hatte – und was für Jochen
Zahn, gegen den drei Jahre lang er-
folglos Ermittlungen geführt wur-
den, Anlass für seine Klage auf
Schmerzensgeld ist:
Am 29. März 2006 wurde die ge-
samte Personenfahndung vormit-
tags in ihren Besprechungsraum zu-
sammengetrommelt. Sabine Thu-
rau, damals Vizepräsidentin in
Frankfurt, kam; zeitweise waren
auch ein Staatsanwalt im Raum,
der Kripochef sowie vier bis fünf
LKA-Beamte aus Wiesbaden.
Thurau ergriff das Wort. Der
Chef der Abteilung, Jochen Zahn,
sei in „schwere kriminelle Machen-
schaften verwickelt“, soll sie gesagt
haben. Sie werde deshalb dafür sor-
gen, dass der Mann nie wieder zur
Polizei zurückkehren dürfe. Und
natürlich dürfe ab sofort keiner

mehr mit dem Mann reden.
Noch einmal: Acht Polizeibeam-

te sagten dies gestern in stunden-
langen Zeugenbefragungen über-
einstimmend aus. Es handelt sich
um erfahrene Kriminalbeamte, frü-
here Personenfahnder, echte Cops.
Sie sind zwischen 36 und 64 Jahre
alt, zwei sind inzwischen außer
Dienst, einer wollte eigentlich noch
ein Jahr dranhängen, „aber nach
diesem Erlebnis habe ich den An-
trag zurückgezogen“.
Der damalige Auftritt der Frau

Thurau, die Art, wie sie über Zahn
herzog – das muss die Männer tief
ins Mark getroffen haben, sie be-
richteten es gestern. „So etwas habe
ich in 30 Jahren bei der Polizei
noch nie erlebt“, sagt einer. Ein an-
derer sagt: „Wir waren geschockt,
regelrecht gelähmt.“

Einer sagt, Frau Thurau habe im
barschen Ton gesprochen, ein ande-
rer nennt es „Brachialgewalt“. Wie-
der ein anderer sagt, er habe ge-
wagt, in dieser Runde etwas zu sa-
gen, nämlich dass er sich das alles
nicht vorstellen könne, was seinem
Chef da vorgeworfen werde, „das
hat mir wahrlich nicht zum Vorteil
gereicht“, sagt er auch, dass sei ihm
später dienstlich angelastet worden.
Ungefähr zur Hälfte des Prozes-

ses: Auftritt der Zeugin Thurau. Sie
kommt in Begleitung eines Rechts-
beistands, wie später auch ein LKA-
Ermittler aus Wiesbaden, was den
Vorsitzenden Richter zur Bemer-
kung verleitet, so etwas habe er in
seinem langen Richterleben noch
nie erlebt, dass ein Zeuge im Zivil-
prozess mit Rechtsanwalt aussagt.
Egal. Viel zu sagen hatte Sabine

Thurau nicht. Sie habe damals die
Suspendierung Zahns ganz sach-
lich dargestellt, sagt sie. Wenn sie
vor seinen Kollegen gesagt habe,
dass er nicht zurückkehren werde,
dann habe sie natürlich nur die Ab-
teilung gemeint; sie sagt allen Erns-
tes, das gebiete doch „die fürsorgli-
che Pflicht“.
Ansonsten: keine Erinnerungen.
Sie wird gefragt, was sie von den
anderslautenden Aussagen der Poli-
zeibeamten halte. Die dementiert
sie nicht – kann sein, kann nicht
sein –, „ich erinnere mich nicht“.
Es werden an diesem Prozesstag
noch der LKA-Beamte und auch
der damalige Kripochef gehört. Es
sind Zeugen, die man eher der Füh-
rungsetage zurechnen möchte, sie
tragen nicht viel Erhellendes beitra-
gen: Auch bei ihnen haben sich in-

zwischen große Erinnerungslücken
aufgetan.
Erst Zeuge Nr. 12 weiß noch was
Neues: Richter Justus Koch leitete
damals als Staatsanwalt die Ermitt-
lungen. Er habe sich den Aktenord-
ner angesehen, sagt er, in dem die
Unterlagen abgeheftet waren, die
Zahns Dienstvergehen beweisen
sollten: angeblich falsch abgerech-
nete Überstunden, angeblich falsch
abgerechnete Dienstfahrten . . .
Schnell sei ihm klar gewesen, dass
strafrechtliche Vergehen nur mit
sehr großem Ermittlungsaufwand
herausgefunden werden könnten –
wenn überhaupt. Das habe die
Staatsanwaltschaft der Frankfurter
Polizeiführung mitgeteilt – wo
man das aber nicht hören wollte . . .
Der Prozess wird am 29. Novem-
ber fortgesetzt.

Im Visier der Kameraleute: Der frühere Leiter der Frankfurter Personenfahndung, Jochen Zahn, gestern bei seinem Prozess im Landgericht. Er klagt auf
Schmerzensgeld, weil ihn die damalige Polizeivizepräsidentin Sabine Thurau denunziert und zu Unrecht vom Dienst suspendiert haben soll. Foto: dpa
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